
6 International SAMSTAG, 30. MAI 2026

Für heuer abgesagt: Öffentlicher Bus-Verkehr zum Nulltarif Foto: Reuters/Levine

Mamdanis Gratisbusse stecken fest
New Yorks Bürgermeister trat mit dem Versprechen an, kostenlosen Nahverkehr zu
schaffen – seine Initiative kommt jedoch so langsam voran wie die Busse in der Metropole
VON THOMAS SPANG AUS NEW YORK

Rüstige Fußgänger können die
Busse auf der Flatbush Avenue in
Brooklyn im strammen Schritt
schon mal überholen. Keine gute
Empfehlung für das Vorzeigepro-
jektdesneuenNewYorkerBürger-
meisters Zohran Mamdani. Statt
fließendem Stadtverkehr stauen
sich die Linien 41 und 67 hinter
Autos und Lkw.

Nach Abschluss der Bauarbei-
ten fürdiemittlerenBusspurener-
warten die Verkehrsplaner ein
schnelleres Durchkommen. Bis
dahin bleibt Geduld gefragt. Wie
bei dem Wahlkampfversprechen
des 34-jährigen demokratischen
Sozialisten, überall in der Metro-
polekostenloseBusseanzubieten.

GeradeerstsagteMamdanidem
Nachrichtenportal „Politico“, dass
die Verkehrsrevolution heuer aus-
fällt. Der Zusatz, dass dies erst
„zumEndeseinerAmtszeit“ gelin-
gen könnte, klang wie ein Einge-
ständnis. Das „Fast and Free Bu-
ses“-Programm steckt gleich an
mehreren Stellen im politischen
Stau. Ganz vorne stehen die Kos-

ten,diedenRahmeneinerohnehin
klammen Metropole sprengen.
Den Wegfall der Fahrgeldeinnah-
men taxiert die „New York Times“
auf rund eine Milliarde Dollar pro
Jahr. New York steuert zugleich
auf ein Haushaltsloch von 5,4 Mil-
liarden Dollar zu.

„Eine Menge Probleme“
Mamdaniwill das Loch bei derMe-
tropolitan Transportation Autho-
rity (MTA)mithöherenSteuernfür
Reiche und Konzerne stopfen.
Doch die Gouverneurin des Bun-
desstaats Kathy Hochul lehnt eine
Anhebung in der gefordertenGrö-
ßenordnung ab.OhneAlbany kein
Geld für die MTA, ohne ausrei-
chendes Budget für den Verkehrs-
betrieb kein Gratisbus.

MTA-Chef Janno Lieber selbst
sieht „eine Menge Probleme mit
der Idee freier Busse“. Je mehr
Menschen kostenlose Busse nutz-
ten, destomehr davon werden ge-
braucht. Damit nimmt der Ver-
kehr dermehr als 300 Buslinien in
den fünf Stadtbezirken zu. Schon
jetzt erreicht ein Drittel der Busse
seineHaltestellen nicht pünktlich.

Die Sprecherin des Stadtparla-
ments, Julie Menin, will den Kreis
der Menschen erweitern, die An-
spruch auf günstigere Tickets hät-
ten. Die Demokratin schlägt vor,
dafür das bestehende Programm
„Fair Fares“ auszubauen. Bei der
Anhebung der Armutsgrenze auf
300 Prozent – was für eine vier-
köpfige Familie knapp unter
100.000Dollarwäre – kämenzwei
Millionen New Yorker in den Ge-
nussdesRabatts. Zu einemBruch-
teil der Kosten freier Busse.

Plus bei den Fahrgastzahlen
Mamdani hält gegen alle Wider-
stände an seinem Versprechen
fest. Er verweist auf die aus seiner
Sicht ermutigende Bilanz des elf-
monatigen Pilotprojekts mit fünf
kostenlosen Linien, das er damals
noch als Abgeordneter durchge-
setzt hatte. Die Fahrgastzahlen
stiegen auf den Streckenwerktags
um 30 Prozent, am Wochenende
um38Prozent.Nureineserreichte
das Experiment nicht. Die Busse
rollten nicht schneller. Sie schli-
chen sogar langsamer durch den
Verkehr als zuvor.

Stattmehr Stau auf den Straßen
zu riskieren, könnte es sinnvoller
sein, die 25 Subway-Linien auszu-
bauen,wofür aber nicht genügend
Geld bleibt. Und ein Konzept zu
entwickeln,daseinenTeilderzwei
Millionen in New York zugelasse-
nen Autos von der Straße holt.

Eine Einzelfahrt in New York
kostet 2,90 Dollar. Senioren, Min-
derjährige und Geringverdiener
fahren theoretisch zum halben
Preis oder kostenlos. 1,2Millionen
Menschen hätten Anspruch, doch
nur 380.000 nutzen das Angebot.
Der Rest scheitert oft an den kom-
plizierten Antragsformularen.

Seit Jahresbeginn im Amt:
Bürgermeister Zohran Mamdani (AFP)

Oettinger am 23. Juni
beim OÖN-Europaforum
Der frühere EU-Budgetkommissar spricht über
„Europas Chancen zwischen China und den USA“

LINZ. Die Herausforderungen sind
groß: Sowohl in der Sicherheitspo-
litik als auch bei der Wettbewerbs-
fähigkeit ist Europa gefordert, um
zwischen den großen geopoliti-
schen Blöcken USA und China zu
bestehen. Wie das Europa gelingen
kann, darüber spricht der frühere
EU-Kommissar Günther Oettinger
beim Europaforum von OÖNach-
richten und Initiative Wirtschafts-
standort Oberösterreich am 23.
Juni um 18 Uhr im OÖN-Forum in
den Promenaden Galerien.

Oettingerwar von2010bis 2019
Mitglied der EU-Kommission. Als
EU-Kommissar war der Deutsche
anfangs zuständig für Energiefra-
gen und zuletzt für das Budget.

Melden Sie sich an auf
nachrichten.at/europa oder per
Klick auf den QR-Code – diskutie-
ren Sie mit und erleben Sie einen
spannenden Abend.

Ex-EU-Kommissar Günther Oettinger
Foto: AFP/Thys

Code scannen und
sich für die das OÖN-
Europaforum am 23.
Juni um 18 Uhr an-
melden auf
»nachrichten.at/europa

Nach Orban-Abgang gibt
EU Gelder für Ungarn frei
EU-Kommission belohnt Ungarns Reformwillen
mit 16,4 Milliarden Euro

BRÜSSEL. Um den Termin von Un-
garns Regierungschef Peter Magy-
arbei EU-Kommissionspräsidentin
Ursula von der Leyen herrschte ta-
gelang ein Rätselraten, wann er ge-
nau stattfinden würde. Auch das
Ergebnis war nicht absehbar. Im-
merhin wollte Magyar bei seinem
Antrittsbesuch in Brüssel von der
Behörde eingefrorene EU-Milliar-
denhilfen freibekommen.

Das Treffen am Freitagnachmit-
tagendetemit einerÜberraschung.
Die EU-Kommission sagte zu, 16,4
Milliarden Euro an Zahlungen frei-
zugeben. Die waren aufgrund von
Verstößen gegen die Rechtsstaat-
lichkeitundGrundwertederEUun-
terderRegierungvonViktorOrban
zurückgehalten worden. Dabei
handelt es sich umzehnMilliarden
aus dem Corona-Wiederaufbau-
fonds sowie um Mittel für die
Strukturförderung von Regionen.

„Es war ein Rennen gegen die
Zeit, wir haben es gewonnen“, sag-
te von der Leyen. Denn ein Teil der
UngarnzustehendenMittelwarbe-
reits verfallen, weil Orban die Re-
formforderungenausBrüssel igno-
riert hatte. Magyar sprach von ei-
nem „historischen Durchbruch,
der sehr wichtig ist für die Men-
schen in Ungarn“. Er kündigte im
Gegenzug umfassende Reformen
an. (sendlhofer)

Ungarns Peter Magyar und Ursula von
der Leyen Foto: AFP/JOHN THYS

Nach Debakel bei
Maut: Prozess
gegen Scheuer

BERLIN/PASSAU. Der
frühere deutsche
Verkehrsminister
Andreas Scheuer
(CSU)muss sichwe-
gen des Vorwurfs
einer Falschaussa-
ge im Zusammen-

hang mit der gescheiterten Pkw-
Maut in Deutschland vor Gericht
verantworten. Das Landgericht
Berlin hat eine entsprechende An-
klage zugelassen, wie eine Ge-
richtssprecherin am Freitag mit-
teilte.

Die Berliner Staatsanwaltschaft
wirft dem51-Jährigenvor, vordem
Maut-Untersuchungsausschuss
des Bundestags gelogen zu haben.
Mitangeklagt ist der ehemalige
StaatssekretärGerhardSchulz.Der
ehemalige CSU-Minister weist den
Vorwurf zurück, genauso wie der
frühere Staatssekretär.

Die Pkw-Maut – ein Prestigepro-
jekt der CSU in der damaligen
schwarz-roten deutschen Regie-
rung – war im Juni 2019 vom Euro-
päischen Gerichtshof (EuGH) als
rechtswidrig gestopptworden.Der
deutsche Staat musste infolge des
Maut-Debakels 243 Millionen Euro
Schadenersatz an die einst vorge-
sehenen Betreiber zahlen. Ein Un-
tersuchungsausschuss hatte sich
danach mit möglichen Fehlern
Scheuers befasst.

Der gebürtige Passauer Andreas
Scheuer war von 2013 bis 2018
CSU-Generalsekretär und von
2018 bis 2021 Verkehrsminister
im Kabinett Merkel IV. Danach war
er CSU-Bundestagsabgeordneter,
bis er 2024 zuerst das Mandat im
Bundestag und dann auch im Pas-
sauer Stadtrat zurücklegte. Seither
bekleidet er keine politische Funk-
tion mehr.

(AFP/Andersen)

Chinesische Raumfahrer
in Wüste Gobi gelandet
PEKING. Drei Raumfahrer der chi-
nesischen Mission „Shenzhou 21“
(Magisches Schiff) sind nach sie-
ben Monaten Einsatz im All wie-
der auf der Erde gelandet. Am
Freitag setzte die Rückkehrkapsel
des Raumschiffs in der Wüste
Gobi im Nordwesten Chinas auf.
Zhang Lu, Wu Fei und Zhang
Hongzhang haben nach offiziellen
Angabenmehr als 200 Tage imAll
verbracht unddamit einenRekord
für die bisher längste Einzelein-
satzdauer einer chinesischen As-
tronautencrew aufgestellt.

Italiens Strandbäder
werden erneut teurer
ROM. Für einen Besuch der italieni-
schen Strandbäder muss man im
bevorstehenden Sommer tiefer in
die Tasche greifen. Nach einer Un-
tersuchung des Konsumenten-
schutzverbands Altroconsumo
steigen die Preise für Liegen und
Sonnenschirme im Sommer 2026
im Durchschnitt um sechs Pro-
zent gegenüber 2025. Im Ver-
gleich zu vor fünf Jahren beträgt
der Anstieg bereits 24 Prozent.
Für die Erhebung kontaktierte der
Verbraucherschutzverband ano-
nym 222 Strandbäder in zehn ita-
lienischen Urlaubsorten, darunter
Rimini, Viareggio, Gallipoli und
Alghero. Untersucht wurden die
Preise für die erste Augustwoche.

ÜBERBLICK
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